
Das ist hoffentlich das Letzte, was ich je aus
Griechenland höre.
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Angela Merkel, Bundeskanzlerin, über die

erfolgreiche Abstimmung im griechischen

Parlament über ein erneutes Sparpaket 
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„Das ist eine wirklich gute
Nachricht heute“ 
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Der Rausch der Moderne

Georg Dahm
....................................................................................................................................................................

Wer bislang bezweifelte, dass unsere Bürokratie
flexibel genug ist für den Kampf gegen neue Ge-
fahren wie die Ehec-Seuche, der wird vor der Ge-
sundheitsministerkonferenz eines Besseren be-
lehrt. Was für ein Ideenfeuerwerk! Niedersachsen
lässt Krankheitsfälle künftig nicht nur wöchent-
lich, sondern täglich melden. Zuvor kursierte schon
der kühne Plan, dies nicht per Post, sondern per
E-Mail zu tun, das soll angeblich schneller sein.

Nach FTD-Informationen hat diese Innova-
tionsfreude inzwischen auch andere Teile des

Behördenapparats ergriffen: Das Finanzministe-
rium erwägt die Schließung den Schreibsaals, in
dem keusche Kopisten Kapitalmarktbewegungen
in ledergebundene Folianten kalligrafieren. Die
schnelle Nato-Eingreiftruppe darf in gut begrün-
deten Ausnahmefällen bei der Ausfertigung von
Schießbefehlen auf den dreifachen Formularsatz
verzichten. Und Nachrichten zwischen Bonn und
Berlin werden nicht mehr mit dem Ponyexpress
befördert; die verbeamteten Rosse verstärken nun
die Reiterstaffel der Hamburger Polizei. Diese
wirkte zuletzt arg überfordert, ihr Einsatz gegen
die Facebook-Party der 16-jährigen Thessa endete
im würdelosen Rückzug.

Wie dieser Vorfall trefflich zeigt, lauern überall
neue Problemstellungen auf unsere Staatsdiener.
Wer sie von Bürokratieaufgaben entlastet, setzt
also dringend benötigte kreative Kräfte frei. 

Vom Facebook-Party-Debakel mal abgesehen
scheint dieser Prozess in Hamburgs schon recht
gut zu wirken: Den viel beklagten Wissensdefizi-
ten deutscher Schulabgänger begegnet man krea-
tiv mit der Einführung des Pflichtfachs „Darstel-
lendes Spiel“ in Klasse fünf und sechs, die Kinder
müssen zudem keine Schreibschrift mehr lernen.
Die braucht ja keiner mehr in Zeiten der digitalen
Datenübermittlung. Und auf dem Anmeldeformu-
lar für das „Supertalent“ tun es auch drei Kreuze.

HSH NORDBANK

Nur ein Aufschub
So richtig froh macht die EU-Kom-
mission niemanden. Es ist in dieser
Marktlage zwar grundsätzlich zu
begrüßen, dass Hamburg und
Schleswig-Holstein ihre Aktien an
der HSH Nordbank nun wohl doch
nicht innerhalb einer festen Frist
verkaufen müssen. Langfristig aber
tut die Kommission weder der Lan-
desbank einen Gefallen noch diesen
beiden Eignern.

Tatsächlich hat es derzeit wenig
Sinn, die zwei Bundesländer zu ei-
nem schnellen Verkauf der ange-
schlagenen Bank zu drängen. Sie
dürften bis auf Weiteres kaum einen
Käufer finden. Und selbst wenn, ist
momentan nicht zu erwarten, dass
dieser bereit wäre, jene rund 3 Mrd.
Euro hinzulegen, die die Bundes-
länder in die Bank gesteckt haben. 

Hätte die EU auf einem Verkauf
bestanden, drohte – wenn sich in der
Frist kein Käufer findet – der HSH
womöglich eine Komplettabwick-
lung. Gerade die beiden Nordländer
sind derzeit nicht in der Verfassung,
mal eben Milliardenverluste weg-

zustecken. Bedauerlich ist jedoch,
dass die EU-Kommission nun den
Druck von den Bundesländern
nimmt, sich mittelfristig von der
Landesbank zu trennen. Erst recht,
wenn diese angesichts der Konjunk-
tur wieder ordentlich Dividenden an
ihre Eigner ausschüttet.

Das Grundproblem von Landes-
banken bleibt bestehen. Für ihre
ursprüngliche Funktion – als Zen-
tralbank der Sparkassen – sind sie
zu überdimensioniert und zu viele.
Ein funktionierendes Geschäftsmo-
dell haben nur wenige. Von Schiffs-
und Immobilienkrediten allein, die
überdies recht konjunkturanfällig
sind, wird auch die HSH auf Dauer
kaum leben können. Zugang zum
stabilisierenden Privatkundenge-
schäft hat sie kaum. 

Die Bundesländer müssen sich
überlegen, wozu sie die Landesban-
ken noch brauchen. Und ob sie die
Risiken, die diese Banken ohne Ge-
schäftsmodell eingehen, verkraften
wollen und können. Die Vergangen-
heit spricht eher dagegen.
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Weil er Tricksereien
komplett abschaffen
will, würden Steuer-
gestalter mehr zahlen

So schlecht ist der Professor nicht
Es lohnt sich, Paul Kirchhofs Steuergesetzbuch zu studieren – die Koalition wird es leider nicht tun

Jens Tartler
........................................................................................................................

Schon die Reaktionen sind verräte-
risch. Klaus-Peter Flosbach, der fi-
nanzpolitische Sprecher der Unions-
fraktion im Bundestag, hat zwar
„Hochachtung“ vor der Beharrlichkeit
von Paul Kirchhof: So viele Jahre habe
der ehemalige Verfassungsrichter an
seinem Steuergesetzbuch gearbeitet.
Wenn es aber um die politische Um-
setzbarkeit des Paragrafenwerks geht,
wird Flosbach sehr schmallippig.
Auch um die Staatseinnahmen mache
er sich Sorgen.

Noch deutlicher wird CDU/CSU-
Fraktionschef Volker Kauder. „Leider
hat unser früherer Kandidat wieder
Steuerpläne eingebracht“, sagt er
hinter verschlossenen Türen. „Das hat
schon mal nicht zu dem gewünschten
Erfolg geführt.“

Die Distanz zwischen Angela Mer-
kels Schattenfinanzminister aus dem
Wahlkampf 2005 und der Partei, die
ihn damals aufgestellt hat, könnte
größer kaum sein. Außer Thüringens
Ministerpräsidentin Christine Lieber-
knecht gibt es niemanden in der Uni-
on, der „Kirchhof Reloaded“ mit hei-
ßem Herzen unterstützt – und Lieber-
knechts politische Durchschlagskraft
in der CDU ist begrenzt.

Das allein muss aber noch nicht
gegen den Steuerrechtsprofessor aus
Heidelberg und seine Vorschläge
sprechen. Im ersten Moment werden
sicher viele gedacht haben „Ach, der
schon wieder“, als Kirchhof mit sei-
nem „neuen“ Bundessteuergesetz-
buch um die Ecke kam. Eine Flat Tax

von 25 Prozent für alle, Schlupflöcher
stopfen, Paragrafen streichen – hat
man das nicht schon 2005 gehört?

Ja, hat man. Aber es ist trotzdem
gut und richtig, dass Kirchhof sein Le-
benswerk abgeschlossen hat. In den
vergangenen Jahren hatte er sich in
seinem Reformstreben nämlich im
Wesentlichen auf die Einkommen-
steuer beschränkt. Jetzt zieht er den
Fokus ganz weit auf und legt einen
Text von gut 120 Seiten vor, der den
Anspruch hat, das gesamte deutsche
Steuerrecht zu ersetzen.

Natürlich kann man auch jetzt wie-
der bezweifeln, dass es Kirchhof in der
Praxis tatsächlich gelingen würde, die
bisherigen 33000 Steuerparagrafen
auf 146 zusammenzustutzen. Schon
bei seinen ersten Reformvorschlägen
hatten ernst zu nehmende Steuer-
experten moniert, Kirchhof lege
schlanke Gesetze vor, die aber erst
durch umfangreiche Ausführungsbe-
stimmungen die komplexe Wirklich-
keit erfassen könnten.

Belege dafür werden Kritiker si-
cher finden. Und doch verdient Kirch-
hofs Ansatz einer radikalen Verein-
fachung Anerkennung. Er entschlackt
nämlich nicht nur Gesetzestexte und
formuliert sie verständlicher, sondern
baut das Steuersystem von Grund auf
neu zusammen.

Obwohl er 2005 wegen seiner Flat
Tax von 25 Prozent der sozialen Un-
gerechtigkeit geziehen wurde, hält
Kirchhof an dem einheitlichen Steuer-
satz fest. Wie damals sieht er aber eine
geringere Besteuerung niedriger Ein-
künfte vor, die nur mit 15 Prozent (bis
15 000 Euro Jahreseinkommen) und

20 Prozent (für die nächsten 5000
Euro) belastet werden. Legt man den
Kirchhof-Tarif und den heute gelten-
den übereinander, erkennt man, dass
durch die Reform alle sSteuerzahler
entlastet würden. Das gilt insbe-
sondere für Familien, weil auch für
jedes Kind ein Grundfreibetrag von
8000 Euro gelten soll.

Der Vorwurf, Besserverdiener wür-
den massiv entlastet, ist nur zum Teil
berechtigt. Auch heute gibt es noch
viele Möglichkeiten, das zu versteu-
ernde Einkommen durch verschie-
dene Abschreibungsmöglichkeiten so

zu drücken, dass der tatsächliche
Steuersatz extrem niedrig liegt. Weil
Kirchhof diese Tricksereien komplett
abschaffen will, würden viele Steuer-
gestalter in seinem Regime mehr zah-
len als heute.

Die Körperschaftsteuer soll in der
Einkommensteuer aufgehen. Der bis-
herige proportionale Steuersatz von
15 Prozent würde entfallen, alle Un-
ternehmen würden gleich behandelt.
Diese Umstellung ist wegen der
Wechselwirkungen zwischen Steuer-
recht und Gesellschaftsrecht alles an-
dere als trivial. Grundsätzlich ist es
aber richtig, das immer wieder postu-
lierte Ziel der Rechtsformneutralität

endlich anzugehen. Heute gibt es
nämlich starke steuerliche Verzerrun-
gen zwischen Personenunternehmen,
deren Eigner Einkommensteuer zah-
len, und Kapitalgesellschaften, die
Körperschaftsteuer abführen.

Die Gewerbesteuer abzuschaffen
und durch einen kommunalen Hebe-
satz auf die reformierte Einkommen-
steuer zu ersetzen ist keine genuine
Kirchhof-Idee. Dadurch wird sie aber
nicht falsch – im Gegenteil. Seine ein-
heitliche Ertragsbesteuerung für Un-
ternehmen ist um Längen besser als
das heutige unsystematische System,
das allein die Personengesellschaften
von der Gewerbesteuer entlastet –
und das auch noch nur teilweise.

Systematisch richtig ist es zudem,
dass ausgeschüttete Unternehmens-
gewinne beim Anteilseigner nicht
noch einmal besteuert werden. Am
Stammtisch macht man sich damit
angreifbar, aber ausgerechnet Kirch-
hof-Gegner Gerhard Schröder hat eine
ähnliche Reform 2000 durchgesetzt.

Die Vereinfachung bei der Erb-
schaftsteuer ist durchaus sinnvoll: Ein
Pauschalsatz von zehn Prozent bei ho-
hen Freibeträgen für nahe Verwandte
ist zu verschmerzen. Vernünftig auch,
dass Unternehmenserben die Steuer
über zehn Jahre abstottern können.

Es lohnt sich also, Kirchhofs Werk
genauer zu lesen. Doch bei einer Ko-
alition, die schon an der Reform der
Gewerbesteuer und der Mehrwert-
steuer scheitert, führt es zu nichts.
........................................................................................................................
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Jens Tartler ist FTD-Redakteur 

für Finanzpolitik in Berlin.
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Die Frage ist, welche
Gesetze noch ihre
Berechtigung haben 

ANTI-TERROR-GESETZE

Raus aus dem Graben
Das vorweg: Es ist vollkommen un-
angemessen, wenn ein Gesetz mit
erheblichem Einfluss auf die bür-
gerliche Freiheit Teil eines politi-
schen Kuhhandels wird. Sollte die
FDP ihren Widerstand gegen die
Verlängerung der Anti-Terror-Ge-
setze tatsächlich für die Zusage von
Steuererleichterungen fallen gelas-
sen haben, wäre das kein Glanzlicht.

Nun liegt dieser Schluss zwar na-
he, lässt sich aber nicht ohne Weite-
res belegen. Außerdem gerät ein be-
deutender Aspekt außer Acht, wenn
man sich nur auf das Zustandekom-
men der Einigung konzentriert: Es
hat nämlich durchaus sein Gutes,
wenn sich zwei Seiten mit so grund-
sätzlich unterschiedlichen Positio-
nen wie FDP und Union annähern.
Sie machen sich daran, endlich ei-
nen vernünftigen Mittelweg zu fin-
den, anstatt sich weiter in ideologi-
schen Grabenkämpfen zu verlieren.

Die Verlängerung der Anti-Ter-
ror-Gesetze ist dafür zwar noch zu
wenig – sie wäre nur ein Weiter-so.
Der Kompromiss enthält aber das
bislang noch recht unkonkrete Vor-
haben, die Notwendigkeit und
Funktionalität der Gesetze dauer-
haft zu überprüfen. Hier muss die
Regierungskoalition schnell kon-
kret werden, wenn sie der Brisanz
des Themas entsprechend handeln
will. Nur so lässt sich feststellen, ob
das Land die richtige Balance findet
zwischen dem Schutz vor terroris-
tischen Anschlägen und der persön-
lichen Freiheit der Bürger. 

Die Gefahr besteht, dass CSU-
Innenminister Hans-Peter Friedrich
und FDP-Justizministerin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger die
Kommission zum Forum für den

Dauerstreit ihrer beiden Ressorts
verkommen lassen. Jene sind Be-
treiber des neuen Gremiums. Dabei
müssen sie eine wichtige Aufgabe
bewältigen. Die Frage muss sein,
welche der in der Zeit nach den Ter-
roranschlägen vom 11. September
2001 entstandenen Gesetze noch
ihre Berechtigung haben. Der Ober-
terrorist Bin Laden ist tot, der Rück-
zug aus Afghanistan steht bevor, die
Terrorzellen und ihre Strategien
ändern sich. Diesen Gegebenheiten
muss die Abwehr sich anpassen. 

Außerdem zeigt die historische
Parallele zur Zeit des Deutschen
Herbstes 1977, dass der Gesetzgeber
gewaltig über die Stränge schlagen
kann, wenn er den Staat und die

Bürger bedroht sieht. Die Folge darf
dann nicht sein, dass der Staat selbst
zur Bedrohung für die Bürger wird.
Für eine derartige Prüfung ist es zu
wenig, wenn jetzt wie geplant eini-
ge unpraktikable Regelungen fallen
gelassen und andere Befugnisse
ausgeweitet werden. 

Sicherlich unterliegt die Terror-
bekämpfung besonderen Maßstä-
ben, was das Verhältnis von Trans-
parenz und Geheimhaltung angeht.
Dennoch muss der Staat glaubhaft
machen können, dass seine Gesetze
ihre Berechtigung haben und ange-
messen sind – gerade wenn damit
die Beschneidung von Freiheits-
rechten verbunden ist. 

Die Leitartikel geben die Meinung der Zeitung wieder und sind daher unsigniert

Koalitionärer Austausch 
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